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Anordnung
über die Erteilung von Dienstaufträgen und die 

Mitführung von dienstlichen Unterlagen.

Vom 10. Oktober 1960

§ 1

Alle Mitarbeiter der staatlichen Organe, staatlichen 
Einrichtungen sowie der sozialistischen Betriebe, die 
außerhalb des Sitzes ihrer Dienststelle oder ihres Be­
triebes in Ausführung eines dienstlichen Auftrages 
tätig werden, müssen im Besitz eines schriftlichen 
Dienstauftrages sein. Hierfür sind die Dienstauftrag- 
Vordrucke des Vordruck-Leit Verlages Spremberg zu 
verwenden.

§ 2

(1) Erfordert die Durchführung des dienstlichen Auf­
trages die Mitführung von dienstlichen Unterlagen, ist 
die Berechtigung zur Mitführung dieser Unterlagen auf 
dem Dienstauftrag zu vermerken.

(2) Die Berechtigung zur Mitführung von dienstlichen 
Unterlagen ist durdi eine besondere Bescheinigung 
nachzuweisen, wenn der Mitarbeiter diese Unterlagen 
zu Zwecken mit sich führt, für die er keinen schrift­
lichen Dienstauftrag benötigt.

(3) Für die Mitführung von Verseillußsachen gelten 
die dafür erlassenen Bestimmungen.

§ 3

Keines schriftlichen Dienstauftrages oder einer Be­
scheinigung für die Mitführung von dienstlichen 
Unterlagen bedürfen:

Minister und ihre Stellvertreter,

der Vorsitzende, seine Stellvertreter und der Sekre­
tär der Staatlichen Plankommission,

Staatssekretäre.

Abteilungs- und Sektorenleiter der Staatlichen Plan­
kommission,

Leiter und deren Stellvertreter zentraler Ämter und 
Dienststellen,

Hauptverwaltungs- und Hauptabteilungsleiter sowie 
Leiter von Abteilungen, die den gleichen Charakter 
haben.

Vorsitzende der örtlichen Räte, die Stellvertreter der 
Vorsitzenden und Sekretäre der Räte der Bezirke 
und Kreise,

Hauptdirektoren der WB und der staatlichen Kon­
tore.

Leiter der sozialistischen Betriebe sowie sonstigen 
staatlichen Einrichtungen.

§ 4

Der Dienstauftrag oder die Bescheinigung über die 
Berechtigung zur Mitführung von dienstlichen Unter­
lagen ist dem Leiter der Dienststelle, des Fachorgans 
bzw. des Betriebes, in der der Mitarbeiter tätig wird, 
sowie auf Verlangen den staatlichen Kontrollorganen 
vorzuzeigen.

§ 5

Der Dienstauftrag und die Bescheinigung über die 
Berechtigung zur Mitführung von dienstlichen Unter­
lagen haben nur Gültigkeit in Verbindung mit dem 
Dienstausweis oder dem Personalausweis der Deut­
schen Demokratischen Republik.

§ 6
(1) Die Leiter der staatlichen Organe, staatlichen Ein­

richtungen sowie der sozialistischen Betriebe legen in 
ihrem Verantwortungsbereich den Personenkreis fest, 
der zur Unterschrift auf Dienstaufträgen und den Be­
scheinigungen für die Mitführung von dienstlichen Un­
terlagen berechtigt ist.

(2) Neben der Unterschrift ist der Dienstauftrag bzw. 
die Bescheinigung mit dem Dienstsiegel zu versehen. 
Die zur Unterschrift Berechtigten, die kein Dienstsiegel 
führen, haben den Dienstauftrag bzw. die Bescheini­
gung mit dem Dienststempel zu versehen.

§ 7

Die ausgestellten Dienstaufträge sind zu registrieren. 
Die Registrierung hat im Sekretariat des Unterschrifts­
leistenden zu erfolgen.

§ 8

In den bewaffneten Organen gelten für die Erteilung 
von Dienstaufträgen und die Mitführung von dienst­
lichen Unterlagen die von den Leitern dieser Organe 
erlassenen Weisungen.

§ 9

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

a) die Anordnung vom 4. Februar 1952 über die Ein­
führung einheitlicher Vordrucke bei der Erteilung 
von Dienstaufträgen (MinBl. S. 14),

b) die Anordnung vom 4. Oktober 1952 über die Mit­
führung von Akten und sonstigen Unterlagen für 
Dienstreisen* *.

Berlin, den 10. Oktober 1960
%

Der Minister des Innern
M а г о n

' *...------------
* Diese Anordnung wurde den betreffenden Organen direkt 

zugestellt.


